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An alle Mitglieder von 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Hessen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wiesbaden, 13. Mai 2022 
 
 
 
 

 

 

 

Liebe Freund*innen, 

wir laden euch hiermit herzlich zu unserer Landesmitgliederversammlung (LMV) am 11. Juni 

2022 in Bad Hersfeld ein.  

Die erste LMV, die wir mit GRÜNER Regierungsbeteiligung im Bund abhalten können, ist ein 

Grund zu großer Freude. Denn gerade in schwierigen Zeiten wie diesen ist gut, dass 

verantwortungsvolle Menschen die schweren Entscheidungen treffen, die es zu treffen gilt.  

In Hessen gestalten wir Politik schon seit fast 10 Jahren erfolgreich mit. Mit dem 

angekündigten Wechsel im Amt des Ministerpräsidenten wenige Tage vor unserer LMV ist 

Landespolitik aktueller denn je. Daher wollen wir hierauf den Schwerpunkt legen, Erfolge 

vergangener Jahre festigen, vor allem aber den Blick nach vorn richten. Denn wir bereiten 

uns auf das Wahljahr 2023 vor. Dafür wollen wir auch unsere Strukturen für unsere 

gewachsene Partei fit machen. Hierfür hat die Zukunftskommission im letzten Jahr hart 

gearbeitet und gute Vorschläge gemacht. 

In AntragsGRÜN könnt ihr unter https://hessen.antragsgruen.de/lmv2022_1 die bereits 

eingebrachten Anträge einsehen sowie eigene Anträge stellen und Bewerbungen für das 

Landesschiedsgericht hochladen. Wir empfehlen euch, dies möglichst frühzeitig zu tun, um 

einen reibungslosen Ablauf bei der LMV zu gewährleisten und allen die Möglichkeit der 

Einladung zur 
LANDESMITGLIEDERVERSAMMLUNG  
am Samstag, 11.06.2022 um 11:00 Uhr 

in Bad Hersfeld, Schilde-Halle       Benno-Schilde-Platz 4, 36251 Bad Hersfeld 

 



Vorbereitung zu geben. Um in den Reader aufgenommen zu werden, müssen sie uns bis 

spätestens 28. Mai vorliegen. 

Aufgrund der Corona-Pandemie bitten wir euch darum, vor der Anreise einen Selbsttest 

durchzuführen, eine medizinische Maske zu tragen und die vor Ort aushängenden 

Hygieneregeln zu beachten. Die Schilde-Halle bietet die Möglichkeit, Abstand zueinander zu 

halten und eine regelmäßige Belüftung vorzunehmen.  

Interessierte und Daheimgebliebene können die LMV auch per Livestream unter 

www.gruene-hessen.de verfolgen. 

Um uns die Planung zu erleichtern, bitten wir unter https://gruenlink.de/2ixm um 

unverbindliche Anmeldung zur LMV. Unter https://gruenlink.de/1f6f könnt ihr auch 

verbindlich bis zum 28.05.2022 angeben, ob ihr eine Kinderbetreuung benötigt. 

Die Räumlichkeiten der LMV sind barrierefrei zugänglich. Wenn Ihr dennoch besondere 

Unterstützung oder eine*n Gebärdendolmetscher*in benötigt, meldet euch bitte bis zum 

28.05.2022 unter lmv@gruene-hessen.de.  

 

Mit besten GRÜNEN Grüßen 

 
 
 
 
 
 
 
 
Sigrid Erfurth        Sebastian Schaub  Nina Eisenhardt          Bärbel Hartmann 
Landesvorsitzende        Landesvorsitzender  Landesschatzmeisterin         Landesgeschäftsführerin 

 
 
 
 

  



TAGESORDNUNG 

 

1. Formalia (inkl. endgültiger Festlegung der Tagesordnung) 

2. Leitantrag „Vorbereitung für das Wahljahr 2023. Aktuelle politische Situation in Hessen. 
Politische Rede und Aussprache.“ 

3. Wahlen 

a. Landesschiedsgericht  
(zwei Stellvertreter*innen) 

b. Delegierte zur European Green Party 
(vier Delegierte, acht Ersatzdelegierte) 

4. Satzungsänderung 

5. Änderungen von Statuten und Ordnungen 

6. Anträge 

7. Sonstiges 

 

 

 

 

Anreise mit der Bahn: Die Schilde-Halle ist vom Bahnhof Bad Hersfeld aus bequem zu Fuß 

erreichbar: Folgt der Bahnhofstraße geradeaus bis zur Friedloser Straße und biegt hier links 

ab. Von dort aus überquert geradeaus eine große Kreuzung. Nach ca. 400 Metern befindet 

sich die Schilde-Halle auf der rechten Seite. 

 

 

  



TOP 4: Satzungsänderung 
 
Antragsteller*in: Landesvorstand 

 
 
Vorbemerkung zum Satzungsänderungsantrag 
 
Mit Beschluss des Parteirats vom 23.3.2021 wurde eine Zukunftskommission eingesetzt, 
die den Auftrag hatte, unsere Satzungen und Ordnungen an die Bedürfnisse einer 
gewachsenen Partei anzupassen. Die Mitglieder der Kommission wurden aus dem 
Landesvorstand, der Bundes- und Landtagsfraktion, der GRÜNEN JUGEND Hessen und 
den Kreisverbänden der drei Regierungspräsidiumsbezirke von den jeweiligen 
Organisationen in die Kommission entsandt. Die Mitglieder der Kommission haben in 
verschiedenen Arbeitsgruppen eigenständig Themenfelder bearbeitet und 
Textvorschläge erstellt, die anschließend in der Gesamtrunde der Zukunftskommission 
besprochen, konsolidiert und zu einem Gesamttext einer neuen Satzung 
zusammengefügt wurden. Die in den Besprechungsrunden gefundenen Lösungen bauen 
aufeinander auf und folgen einer inneren Logik.  

Der Landesvorstand dankt den 19 Mitgliedern der Zukunftskommission für die intensive 
Arbeit. Die Arbeitsergebnisse wurden in die entsprechende Antragsform für die formalen 
Satzungsänderungen gebracht. Die Mitglieder der Zukunftskommission haben sich auf 
die gemeinsam erarbeiteten Ergebnisse verständigt und tragen sie gemeinsam. 

Die wesentlichen Änderungen lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

1. In einem redaktionellen Teil wird an allen Stellen der Satzung die Schreibweise 
unseres Parteinamens durchgängig an die neue Form „BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN“ 
angepasst und durchgängig die gegenderte Schreibweise mit dem Genderstar 
angewendet. Dadurch ergeben sich eine Vielzahl von redaktionellen Änderungen, die 
aber am Inhalt der Satzung nichts verändern. 

2. Die Zukunftskommission hat sich darauf verständigt, die Präambel aus der 
Gründungszeit unserer Partei sehr viel schlanker zu gestalten. Stattdessen wird auf die 
inzwischen neu erarbeiteten politischen Leitlinien im Grundsatzprogramm, das 
Frauenstatut und das neue Vielfaltsstatut verwiesen, die unsere Grundsätze sehr gut 
umreißen. Daraus ergeben sich im weiteren Satzungstext redaktionelle 
Folgeänderungen, die jeweils eingebunden wurden. 

3. An vielen Stellen haben sich Abläufe durch Digitalisierung verändert, wie z.B. bei der 
Aufnahme oder dem Austritt von Mitgliedern, beim Versand von Unterlagen und 
Einladungen oder bei der Durchführung von Parteiräten. Dies wurde an den jeweiligen 
Stellen der Satzung angepasst und ein neuer § 16 in die Satzung aufgenommen, der die 
digitale Parteiarbeit ermöglichen und absichern soll. 

4. An einigen Stellen wurde eine Anpassung an das Parteienrecht vorgenommen, wie 
z.B. bei der Ablehnung von Aufnahmeanträgen oder der Bindung des Stimmrechts an 
die Leistung von Beiträgen. 

5. Die Zukunftskommission schlägt vor, unsere Parteitage auch künftig als solche zu 
bezeichnen, sie als „Landesparteitag“ in die Satzung aufzunehmen und zu definieren, 
dass der Landesparteitag als Landesmitgliederversammlung durchgeführt wird. 



Insgesamt wird eine völlige Überarbeitung des entsprechenden §5 vorgeschlagen, um 
unsere Parteitage arbeitsfähiger und für unsere Mitglieder übersichtlicher zu gestalten. 
Dazu gehören verbindliche Antragsfristen, die den Mitgliedern und unseren 
Gliederungen ermöglichen, sich in angemessenen Zeiträumen mit den eingereichten 
Anträgen zu befassen. Zu diesem Zweck soll die Einladungsfrist von vier auf sechs 
Wochen verlängert werden. Damit soll den Mitgliedern und Kreisverbänden ermöglicht 
werden, rechtzeitig vor einem Parteitag Anträge vorzubereiten und einzureichen. Die 
Anträge sollen innerhalb von drei Wochen vor dem Parteitag eingereicht werden, um 
eine sachgerechte Befassung auf den verschiedenen Ebenen zu ermöglichen. 
Änderungsanträge zu eingereichten Anträgen sind bis zu drei Tage vor dem Parteitag 
möglich. Damit soll allen Mitgliedern ermöglicht werden, sich vor dem Landesparteitag 
mit den Anträgen zu beschäftigen und nicht am Tag der Versammlung mit neuen 
Anträgen konfrontiert zu werden, zu denen keine Verständigung mit den Orts- und 
Kreisverbänden mehr möglich ist. Diese Regelung gilt ausdrücklich nicht für echte 
Dringlichkeitsanträge bei unvorhersehbaren Ereignissen. 
Unserer wachsenden Mitgliedschaft folgend schlägt die Zukunftskommission vor, die 
Antragsquoren zu verändern und mit 0,2 % für Anträge bzw. 0,1 % für Änderungsanträge 
gleitend unserem Mitgliederwachstum anzupassen. 

6. In Abgrenzung zum Parteirat auf Bundesebene schlägt die Zukunftskommission vor, 
unseren Parteirat künftig „Landesparteirat“ zu nennen, die Wahl der Delegierten zu 
verändern und die Mindestzahl der Parteiräte auf zwei zu reduzieren. Besonders in 
Jahren mit mehr als einem Landesparteitag führt die bisherige Mindestzahl von vier 
Parteiräten zu einer vermeidbaren Belastung der ehrenamtlichen Mitglieder. Die 
Einberufung auf Antrag ist weiterhin möglich. Außerdem soll die digitale Durchführung in 
der Satzung abgesichert werden. 

7. Erstmalig soll in der Satzung die Möglichkeit einer Urabstimmung zu grundsätzlichen 
politischen Entscheidungen eröffnet werden. Damit erhalten alle Mitglieder unter den im 
§ 15 vorgeschlagenen Bedingungen die Möglichkeit der direkten Beteiligung. 
In Abstimmung mit den Mitgliedern der Zukunftskommission beantragt der 
Landesvorstand die folgenden Änderungen in der neuen Satzung zu verankern und bittet 
die Mitgliederversammlung um Zustimmung. 
 

Der Mitglieder der Zukunftskommission sind: Anna Lührmann, Andreas Ewald, Ina 
Möllenhoff, Tina Zapf-Rodriguez, Caro Krohn, Sebastian Schaub, Christian Zuckermann, 
Phillip Krassnig, Sarah von Hagen, Omar Jouini, Wolfgang Strengmann-Kuhn, Christoph 
Sippel, Samah Hefny, Frank Kaufmann, Vanessa Gronemann, Sigrid Erfurth, Gianina 
Zimmermann und Gerda Weigel-Greilich. 

 
  



Die Landesmitgliederversammlung möge beschließen: 
 
Die bisherige Satzung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Hessen wird wie folgt geändert: 
 

1) Im gesamten Satzungsdokument werden die Parteinamen durch die neue 
Schreibweise „BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN“, „GRÜNE JUGEND“ und „GRÜNER 
Frauenrat Hessen“ ersetzt. Weiterhin wird im gesamten Satzungsdokument eine 
durchgängige gegenderte Schreibweise mit dem Genderstar angewendet. 

 

Die bisherige Präambel der Satzung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Hessen wird wie folgt 
ersetzt: 
 

2) „Wir treten gemeinsam in Vielfalt für eine bessere Zukunft ein. Diesen Auftrag 
formuliert das Grundsatzprogramm der Bundespartei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
welches einschließlich seiner Präambel die gültige Grundlage unserer Politik und 
unserer Parteiarbeit in Hessen ist. Unser Frauenstatut und unser Vielfaltsstatut sind 
in ihrer jeweils neuesten Fassung Bestandteil dieser Satzung. Als Partei wollen wir 
eine lernende Organisation sein und dabei die digitalen Entwicklungen aufnehmen.“ 

 

Der bisherige §2 der Satzung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Hessen wird wie folgt 
verändert: 
 

3) Der bisherige §2 Abs. 1 wird ersetzt durch: 
„Mitglied der Partei kann jede Person werden, die sich zu den Grundsätzen, den 
Grundzügen des Programmes und den Statuten der Partei bekennt und keiner 
anderen Partei angehört.“ 
 

4) Der bisherige §2 Abs. 2 wird gestrichen. 
 

5) Der bisherige §2 Abs. 3 wird unverändert zu §2 Abs. 2. 
 

6) Der bisherige §2 Abs. 4 wird als neuer §2 Abs. 3 geändert in: 
„Die Mitgliedschaft wird schriftlich oder elektronisch beantragt. Über die Aufnahme 
entscheidet der nach dem Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort zuständige 
Kreisverband.“ 
 

7) Der bisherige §2 Abs. 5 wird als neuer §2 Abs. 4 geändert in: 
„Gegen die Ablehnung eines Aufnahmeantrages kann der*die Abgelehnte beim 
Landesvorstand Einspruch einlegen. Hierüber entscheidet der Landesvorstand.“ 
 

8) Der bisherige §2 Abs. 6 wird unverändert zu §2 Abs. 5. 
 

9) Der bisherige §2 Abs. 7 wird als neuer §2 Abs. 6 geändert in: 
„Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod. Der Austritt ist 
schriftlich oder elektronisch gegenüber dem Kreisvorstand zu erklären.“ 
 



10) Der bisherige §2 Abs. 8 wird unverändert zu §2 Abs. 7. 
 

11) Der bisherige §2 Abs. 9 wird als neuer §2 Abs. 8 geändert in: 
„Die Ausübung des parteiinternen Stimmrechts ist von der Erfüllung der 
Beitragspflichten abhängig.“ 

 

Der bisherige §3 der Satzung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Hessen wird wie folgt 
verändert: 
 

12) Der bisherige §3 Abs. 1 wird ersetzt durch: 
„Die Mitglieder des Landesverbandes BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Hessen sind 
gleichzeitig Mitglieder seiner Untergliederungen oder können solche gründen. 
Untergliederungen des Landesverbandes bestehen gemäß der Satzung der 
Bundespartei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf der Ebene der Kreise und 
kreisfreien Städte auf hessischem Gebiet (Gebietsverbände gemäß 
Parteiengesetz). Diese können sich in Ortsverbände sowie Stadtteilgruppen der 
kreisfreien Städte organisieren.“ 

 

Der bisherige §4 der Satzung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Hessen wird wie folgt 
verändert: 
 

13) Der bisherige §4 Abs. 1 wird ersetzt durch: 
„Organe des Landesverbandes sind: der Landesparteitag, der Landesvorstand, 
der Landesparteirat, der Grüne Frauenrat Hessen und der Landesfinanzrat. Diese 
geben sich eine Geschäftsordnung.“ 

 

Der bisherige §5 der Satzung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Hessen wird wie folgt 
verändert: 
 

14) Der bisherige §5 wird von „Landesmitgliederversammlung“ umbenannt in 
„Landesparteitag“. 
 

15) §5 Abs. 1 lautet: „Der Landesparteitag ist das oberste beschlussfassende Organ 
des Landesverbandes und legt die politische Programmatik der Landespartei 
fest.“ 
 

16) §5 Abs. 2 lautet: „Der Landesparteitag gibt sich eine Geschäftsordnung. Zudem 
beschließt er über die Satzung, die Schiedsgerichtsordnung, den Haushalt des 
Landesverbandes und die Entlastung des Landesvorstandes. Vor der 
Beschlussfassung über die Entlastung des Landesvorstandes nimmt er den 
Bericht der Rechnungsprüfer*innen entgegen. Er bestätigt die vom 
Landesfinanzrat beschlossene Finanz- und Erstattungsordnung.“ 
 

17) §5 Abs. 3 lautet: „Der Landesparteitag wählt den Landesvorstand, das 
Landesschiedsgericht, die Delegierten des Landesverbandes im Länderrat und im 
Bundesfinanzrat, die Bewerber*innen auf Landeslisten für die Landtags- und 



Bundestagswahlen sowie die erforderlichen Vertreter*innen für weitere 
Bundesgremien, soweit keine abweichende Reglung des Landesverbandes 
besteht. Der Landesparteitag wählt die Rechnungsprüfer*innen und nimmt deren 
jährliche Berichte entgegen.“ 
 

18) §5 Abs. 4 lautet: „Der Landesparteitag findet als Mitgliederversammlung statt. 
Jeder ordnungsgemäß einberufene Landesparteitag ist beschlussfähig.“ 
 

19) §5 Abs. 5 lautet: „Der Landesvorstand lädt sechs Wochen vor dem 
Landesparteitag unter Angabe der vorläufigen Tagesordnung und der 
einzuhaltenden Antrags-, Melde- und Bewerbungsfristen ein. Bei besonderer 
Dringlichkeit kann die Einladungsfrist auf eine Woche verkürzt werden. Die 
Dringlichkeit muss in der Einladung begründet werden. Die Aussendung der 
Einladung kann auf elektronischem Wege erfolgen.“ 
 

20) §5 Abs. 6 lautet: „Auf Verlangen von mindestens fünf Kreisverbänden oder 5 % 
der Mitglieder muss der Landesvorstand unverzüglich einen Landesparteitag 
einberufen.“ 
 

21) §5 Abs. 7 lautet: „Der Landesparteitag wählt zu Beginn der Versammlung auf 
Vorschlag des Landesvorstands ein Tagungspräsidium.“ 
 

22) §5 Abs. 8 lautet: „Anträge zum Landesparteitag sind mit einer Eingangsfrist von 
drei Wochen vor der Versammlung schriftlich beim Landesvorstand einzureichen 
und werden zeitnah den Mitgliedern zugänglich gemacht.“ 
 

23) §5 Abs. 9 lautet: „Später zu neuen Gegenständen gestellte Anträge 
(„Dringlichkeitsanträge“) können nur mit der Zustimmung der Mehrheit der 
Stimmberechtigten behandelt werden. Änderungs- und Ergänzungsanträge zu 
fristgerecht gestellten Anträgen müssen spätestens drei Tage vor Beginn des 
Landesparteitags dem Landesvorstand vorliegen. Die Änderungsanträge werden 
umgehend den Mitgliedern zugänglich gemacht. Später gestellte Änderungs- und 
Ergänzungsanträge können nur mit der Zustimmung der Mehrheit der 
Stimmberechtigten behandelt werden. Änderungs- und Ergänzungsanträge zu 
nachträglich zugelassenen Anträgen können bis zum Beginn des jeweiligen 
Tagesordnungspunktes gestellt werden. Die genannten Fristen gelten nicht für 
Versammlungen mit verkürzter Einladungsfrist.“ 
 

24) §5 Abs. 10 lautet: „Antragsberechtigt sind die Kreisverbände, die 
Mitgliederversammlungen der Ortsverbände und Stadtteilgruppen, die Organe des 
Landesverbandes, die Landesarbeitsgemeinschaften, die Mitgliederversammlung 
oder der Vorstand der GRÜNEN JUGEND Hessen, das Landesschiedsgericht 
sowie 0,2 % der Mitglieder des Landesverbandes, die gemeinsam einen Antrag 
stellen. Anträge zur Änderung zugelassener Anträge können jeweils 0,1 % der 
Mitglieder des Landesverbandes gemeinsam stellen. Maßgeblich sind die 
dem*der Landesschatzmeister*in am 31.12. des Vorjahres vorgelegten, geprüften 
Mitgliederzahlen.“ 

 



Der bisherige §6 der Satzung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Hessen wird wie folgt 
verändert: 
 

25) Der bisherige §6 Abs. 1 wird geändert in: 
„Der Landesvorstand vertritt die Landespartei nach innen und außen. Er besteht 
aus dem geschäftsführenden Vorstand sowie vier Beisitzer*innen.“ 
 

26) Der bisherige §6 Abs. 2 wird geändert in: 
„Dem geschäftsführenden Vorstand gehören an:  
- zwei in Einzelwahl gewählte Vorsitzende;  
- die*der in Einzelwahl gewählte Schatzmeister*in;  
- mit beratender Stimme die*der Landesgeschäftsführer*in.“ 
 

27) Der bisherige §6 Abs. 3 wird geändert in: 
„Als beratende Mitglieder gehören dem Landesvorstand weiterhin an: 
- ein*e Vertreter*in der GRÜNEN JUGEND Hessen; 
- ein*e Vertreter*in der GRÜNEN Alten; 
- ein*e Vertreter*in der GRÜNEN hauptamtlichen Dezernent*innen. 
Diese und ihre Stellvertreter*innen werden von der jeweiligen Personengruppe 
gewählt und für längstens zwei Jahre in den Landesvorstand entsandt. Eine 
wiederholte Entsendung ist möglich.“ 
 

28) Der bisherige §6 Abs. 4 wird geändert in: 
„Die stimmberechtigten Mitglieder des Landesvorstands werden vom 
Landesparteitag in geheimer Wahl für die Dauer von zwei Jahren gewählt. 
Wiederwahl ist möglich. Alle stimmberechtigten Mitglieder des Landesvorstands 
werden auf demselben Landesparteitag gewählt. Ist eine Nachwahl erforderlich, 
erfolgt diese nur für den Rest der laufenden Amtszeit. Die Mitglieder des 
Landesvorstands führen bis zur Neuwahl des Landesvorstands die Geschäfte 
kommissarisch weiter.“ 
 

29) Der bisherige §6 Abs. 6 wird geändert in: 
„Der Landesvorstand benennt aus seinen Reihen eine frauenpolitische Sprecherin 
und ein*e vielfaltspolitische*n Sprecher*in. Er gibt sich eine Geschäftsordnung 
sowie eine Entschädigungsordnung, die der Zustimmung durch den 
Landesfinanzrat bedarf.“ 
 

30) In §6 Abs. 8 wird das Wort „Initiativantrags“ geändert in „Dringlichkeitsantrags“. 

 

Der bisherige §7 der Satzung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Hessen wird wie folgt 
verändert: 
 

31) Der bisherige §7 wird von „Der Parteirat“ umbenannt in „Landesparteirat“. 
 

32) Der bisherige §7 Abs. 1 wird geändert in: 
„Der Landesparteirat ist das oberste beschlussfassende Organ der Landespartei 
zwischen den Landesparteitagen. Er berät den Landesvorstand, beschließt über 
Anträge und berät und entscheidet über politische Schwerpunkte und Kampagnen 



sowie deren Umsetzung und dient dem innerparteilichen Austausch. 
Landesparteiratssitzungen sind mitgliederöffentlich. Mandats- und 
Funktionsträger*innen der Landespartei berichten ihm regelmäßig über ihre 
Arbeit.“ 
 

33) Der bisherige §7 Abs. 2 wird geändert in: 
„Dem Landesparteirat gehören als stimmberechtigte Mitglieder an: 
- je zwei Mitglieder jedes Kreisverbandes, die von den jeweiligen 
Mitgliederversammlungen gewählt werden; 
- die Mitglieder des Landesvorstands einschließlich der beratenden Mitglieder; 
- zwei gewählte Parteimitglieder der GRÜNEN JUGEND Hessen. 
Jedes Mitglied hat eine Stimme.“ 
 

34) Der bisherige §7 Abs. 3 wird ergänzt um folgende Punkte: 
„- die hessischen Mitglieder der Europafraktion; 
- die Fraktionsvorsitzenden der hessischen Regionalversammlungen.“ 
 

35) Der bisherige §7 Abs. 6 wird geändert in: 
„Der Landesparteirat tagt mindestens zweimal im Jahr auf Einladung des 
Landesvorstandes oder auf Antrag eines Fünftels der Parteiratsmitglieder bzw. 
von vier Kreisverbänden.“ 
 

36) Es wird ein zusätzlicher Abs. 7 ergänzt: 
„Der Landesparteirat kann digital durchgeführt werden.“ 

 

Der bisherige §8 der Satzung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Hessen wird wie folgt 
verändert: 
 

37) Der bisherige §8 Abs. 1 wird geändert in: 
„Der Landesparteitag beschließt auf Vorschlag des Landesfinanzrats über eine 
Landesfinanzordnung. Der Landesfinanzrat erlässt Erstattungsordnungen, 
Mandatsträger*innenbeitragsordnung und weitere Regelungen.“ 

 

Der bisherige §14 der Satzung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Hessen wird wie folgt 
verändert: 
 

38) Der bisherige §14 Abs. 2 wird geändert in: 
„Personen, die auf Landesebene ständig oder vorübergehend bei der Partei, ihrer 
parlamentarischen Fraktion oder einem Mitglied der Fraktion abhängig beschäftigt 
sind, dürfen nicht stimmberechtigte Mitglieder des Landesvorstands sein. 
Ausgenommen hiervon sind Bezüge, die durch Wahrnehmung des Parteiamtes 
erst entstehen.“ 

 

Es wird ein neuer §15 (Urabstimmung) in die Satzung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Hessen 
eingefügt. Der bisherige §15 (Schlussbestimmungen) wird zum neuen §17. 
 



39) Es wird ein neuer §15 eingeführt. Dieser lautet wie folgt: 

 
„§15 Urabstimmung 
 
(1) Zu grundsätzlichen politischen Entscheidungen auf Landesebene kann eine 
Urabstimmung aller Mitglieder durchgeführt werden; sie findet statt: 
- auf gleichlautenden Beschluss von Landesvorstand und Landesparteirat, 
- auf gemeinsamen Antrag von acht hessischen Kreisverbänden, der jeweils auf einer 
Mitgliederversammlung beschlossen wurde. 
 
(2) Die Entscheidung über Koalitionsverträge auf Landesebene erfolgt als 
Urabstimmung. 
 
(3) An einer Urabstimmung über eine Satzungsänderung muss sich die Mehrheit der 
Mitglieder beteiligen. 
 
(4) Wahlen und Listenaufstellungen können nicht Gegenstand einer Urabstimmung sein. 
 
(5) Eine Urabstimmung kann in elektronischer Form durchgeführt werden. Das Nähere 
regelt eine Urabstimmungsordnung.“ 

 

Es wird ein neuer §16 (Digitale Parteiarbeit) in die Satzung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Hessen eingefügt. 
 

40) Es wird ein neuer §16 eingeführt. Dieser lautet wie folgt: 

 
„§16 Digitale Parteiarbeit 
 
(1) Alle Organe und Gliederungen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Hessen können alle 
rechtlich zulässigen digitalen Mittel für die Parteiarbeit einsetzen. 
 
(2) In den Geschäftsordnungen und Statuten der Organe, der 
Landesarbeitsgemeinschaften und der Organe der Untergliederungen kann der Einsatz 
digitaler Mittel weitergehend geregelt werden. 
 
(3) Die innerparteiliche Kommunikation und Willensbildung können auf allen Ebenen auf 
elektronischem Weg erfolgen, sofern dies durch Rechtsvorschriften nicht ausdrücklich 
ausgeschlossen ist. 
 
(4) Zur Unterstützung digitaler Parteiarbeit stellt der Landesverband geeignete Technik 
zur Verfügung, die Datenschutz, Datensicherheit und Barrierefreiheit berücksichtigt.“ 

 

Der bisherige §15 (Schlussbestimmungen) der Satzung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Hessen wird wie folgt geändert: 
 

41) Der bisherige §15 Schlussbestimmungen wird zu §17. 
 



42) Der bisherige Abs. 1 wird geändert in: 
„Satzungsänderungen bedürfen der Zweidrittelmehrheit der anwesenden 
Mitglieder. Der Text der Satzungsänderung muss den Mitgliedern mit der 
Einladung zum Landesparteitag entsprechend den Fristen des §5 (5) zugeschickt 
werden.“ 

 

Begründungen: 
 
Zu 1): Kann entfallen. 

Zu 2): Die Präambel stammt aus der Gründungszeit unserer Partei. Inzwischen haben wir 
durch das Grundsatzprogramm auf Bundesebene, der Erarbeitung des Vielfaltsstatuts und 
unseres Frauenstatuts sehr viel programmatische Einbettung unserer Arbeit geleistet. Die 
Zukunftskommission schlägt deshalb diese Formulierung vor, die in ihrer Kürze unsere 
Grundsätze gut umreißt. Wir passen uns damit den meisten anderen Landesverbänden 
an, die ebenfalls auf lange Präambeln verzichten. 

Zu 3): Änderung des bisherigen §2 Abs. 1 als Anpassung an die veränderte Präambel. 

Zu 4): Streichung des bisherigen §2 Abs. 2, weil der Verweis an dieser Stelle entbehrlich 
geworden ist. Er ist an allen erforderlichen Stellen enthalten und wird durch das 
Frauenstatut abgesichert. 

Zu 5): Kann entfallen. 

Zu 6): Änderung des bisherigen §2 Abs. 4 als Aktualisierung der Gegebenheiten: In der 
Regel treten Mitglieder mittlerweile online bei, bspw. über die Homepage des 
Bundesverbandes. Insoweit findet hier eine Anpassung an den tatsächlichen Ablauf statt. 
Außerdem stellt die neue Formulierung klar, welches Gremium darüber entscheidet, wenn 
jemand nicht an seinem Wohnsitz eintreten möchte.  

Zu 7): Das Verfahren im bisherigen Abs. 5 wird deutlich vereinfacht und dem Parteienrecht 
angeglichen, wonach Ablehnungen keiner Begründung bedürfen. Dennoch soll eine 
Überprüfungsinstanz abgelehnten Bewerber*innen ermöglichen, Einspruch beim 
Landesvorstand zu erheben. Dieser entscheidet dann in eigener Zuständigkeit. Damit 
entfällt die Verpflichtung, Streitfälle öffentlich in der KMV austragen zu müssen. 

Zu 8): Kann entfallen. 

Zu 9): Konkretisierende Anpassung, in welcher Form und wem gegenüber der Austritt zu 
erklären ist. 

Zu 10): Kann entfallen. 

Zu 11): Anpassung an das Parteienrecht im neuen Abs. 8: Es darf niemand aus der Partei 
ausgeschlossen werden, weil Mitgliedsbeiträge nicht gezahlt werden. Nur die Ausübung 
des Stimmrechts kann von der Beitragsleistung abhängig gemacht werden. 

Zu 12): Änderung des bisherigen §3 Abs. 1 als Anpassung an das Parteiengesetz. 
Weiterhin wird die Aufnahme von Stadtteilgruppen und Ortsverbänden sowie die 
Streichung der Bezirksverbände geregelt. 

Zu 13): Änderung des bisherigen §4 Abs. 1 als Folge der Verständigung, die 
Landesmitgliederversammlung künftig analog zum Parteienrecht als „Landesparteitag“ 
zu bezeichnen. Das bedeutet, dass an allen Stellen der Satzung der Begriff 
„Landesmitgliederversammlung“ durch den Begriff „Landesparteitag“ ersetzt wird. 



Außerdem wird vorgeschlagen, die Bezeichnung „Parteirat“ künftig durch den Begriff 
„Landesparteirat“ zu ersetzen, um eine Verwechselung mit dem Bundesparteirat zu 
vermeiden.  

Hinweis: Der Vorschlag zu §5 ist komplett neu gefasst und daher mit dem Aufbau des 
bisherigen §5 nicht direkt vergleichbar. 

Zu 14): Änderung des bisherigen §5 als Folge der Verständigung darauf, die 
Landesmitgliederversammlung künftig analog zum Parteienrecht als „Landesparteitag“ 
zu bezeichnen. 

Zu 15) bis 17): Die Absätze sind neu angeordnet und zusammengesetzt aus den alten 
Absätzen 2 und 5 und fassen die Aufgaben des Landesparteitags genauer. 

Zu 18): Der Landesparteitag findet weiterhin als Mitgliederversammlung statt. 

Zu 19): In der Zukunftskommission besteht große Einigkeit, dass die Antragsfristen 
verbindlich festgelegt werden sollten, um den Landesparteitag arbeitsfähig zu halten und 
die Mitglieder nicht mit Anträgen bis zum Beginn des Landesparteitags zu überlasten, die 
auch vor Ort nicht mehr besprochen werden können. Deshalb soll mit einer verlängerten 
Einladungsfrist von sechs Wochen den Mitgliedern und Kreisverbänden die Möglichkeit 
gegeben werden, Anträge vorzubereiten und zu besprechen. Damit korrespondiert die 
Antragsfrist in Abs. 8 von drei Wochen. 

Die vorgeschlagen neuen Antrags- und Einladungsfristen haben folgende Kaskade: 
Sechs Wochen vor dem Landesparteitag wird eingeladen, dann haben die 
Kreisverbände die Möglichkeit, ihre Mitglieder einzuladen und ggf. Anträge zu erarbeiten, 
die dann bis zu drei Wochen vorher vorliegen müssen, damit alle Mitglieder die Chance 
haben, die Anträge auf ihren Kreismitgliederversammlungen zu diskutieren und dann 
ggf. bis zu drei Tage vor dem Landesparteitag noch Änderungsanträge zu stellen.  

Zu 20): Der neue Abs. 6 ist eine Anpassung aus dem alten Abs. 4. 

Zu 21): Die Wahl des Tagungspräsidiums war bisher lediglich in der Geschäftsordnung 
der Landesmitgliederversammlung festgeschrieben. 

Zu 22): Eine Antragsfrist von drei Wochen (die Hälfte der Ladungsfrist) ermöglicht eine 
Befassung und Beschlussfassung möglicher Anträge in den 
Kreismitgliederversammlungen. 

Zu 23): Die Regelung zu Dringlichkeitsanträgen usw. war bislang in der 
Geschäftsordnung der Landesmitgliederversammlung festgeschrieben und soll nun auch 
in der Satzung festgeschrieben werden.  

Änderungsanträge sollen künftig nur noch bis drei Tage vor dem Parteitag möglich sein. 

Zu 24): Der Leitgedanke zu den Vorschlägen der Antragsberechtigten und 
Antragsquoren ist, dass Anträge wenigstens in Ortsmitgliederversammlungen diskutiert 
worden sein und eine nennenswerte Zahl von Unterstützer*innen haben sollen. In 
Anbetracht des Mitgliederwachstums wurden mit 0,2 % bzw. 0,1 % für 
Änderungsanträge Prozentzahlen gewählt, die diese Voraussetzungen erfüllen. 

Zu 25): Anpassung an die vorgeschlagene Neuregelung im neuen §5 Abs. 3. 

Zu 26): Die Aufnahme der Landesgeschäftsführung in den geschäftsführenden 
Landesvorstand mit beratender Stimme als Anpassung an reale Gegebenheiten. 

Zu 27): Das Wahlverfahren für die beratenden Mitglieder soll verändert werden, weil die 
Wahlzyklen insbesondere der Vertreter*innen der GRÜNEN JUGEND kürzer sind als 2 



Jahre. Dadurch soll ein Wechsel innerhalb der Wahlzeit des Landesvorstands ermöglicht 
werden. 

Zu 28): Folgeänderung aus §6 Abs. 3 und Konkretisierung. 

Zu 29): Die Benennung der frauenpolitischen Sprecherin ist bisher nicht in der Satzung 
geregelt und soll aufgenommen werden. Neu vorgeschlagen wird die Benennung der 
vielfaltspolitischen Sprecher*in, die durch das Bundesvielfaltsstatut neu eingeführt wurde. 

Zu 30): Es besteht eine definitorische Diskrepanz zwischen „Initiativantrag“ (alter §6 Abs. 
8) und „Dringlichkeitsantrag“ (neuer §5 Abs. 9). Diese kann aufgelöst werden, indem 
beides Dringlichkeitsantrag genannt wird – das bedeutet, dass eine Abwahl nur mit einem 
regulär eingereichten Antrag möglich ist. 

Zu 31): Es wird vorgeschlagen, den „Parteirat“ zukünftig in Abgrenzung zum 
Bundesparteirat als „Landesparteirat“ zu bezeichnen.  

Zu 32): Der Arbeitsauftrag für den Landesparteirat soll neu gefasst werden. Antrags- und 
Rederechte sollen künftig in der Geschäftsordnung des Landesparteirats geregelt 
werden.  

Zu 33): Zukünftig sollen die Kreisverbände in eigener Zuständigkeit entscheiden, wen sie 
jeweils zum Parteirat entsenden.  

Zu 34): Auch die hessischen Mitglieder des Europäischen Parlaments sollen in den Kreis 
der beratenden Mitglieder aufgenommen werden. Weiterhin wird vorgeschlagen, auch 
die Fraktionsvorsitzenden der drei Fraktionen aus den Regionalversammlungen dazu zu 
nehmen, weil der Austausch der Ebenen zunehmend wichtiger wird. 

Zu 35): Die Zukunftskommission schlägt vor, die Mindestzahl der Landesparteiräte auf 
zwei abzusenken. Damit soll die Terminfülle insbesondere in Jahren mit mehreren 
Landesparteitagen gesenkt werden. 

Zu 36): Satzungsmäßige Absicherung für digitale Parteiräte. 

Zu 37): Konkretisierung für den Erlass unserer Finanz- und Erstattungsordnungen. 

Zu 38): Konkretisierung für das Amt der stimmberechtigten Landesvorstandsmitglieder. 

Zu 39): Bisher gab es keine Möglichkeit der Urabstimmung in der Satzung. Diese soll mit 
dem neuen §15 geschaffen werden. 

Zu 40): Mit dem neuen §16 soll die Absicherung der digitalen Parteiarbeit und die 
Ausrichtung auf Datenschutz, Datensicherheit und Barrierefreiheit erstmalig in der 
Satzung festgeschrieben werden. 

Zu 41): Durch die Einführung der neuen §§15 und 16 rückt der bisherige §15 zu den 
Schlussbestimmungen nach hinten und wird zum neuen §17. 

Zu 42): Folgeänderung in den Schlussbestimmungen (bisheriger §15 Abs. 1, neuer §17 
Abs. 1): der Verweis auf die Fristen verändert sich von §5 Abs. 3 auf §5 Abs. 5. 

 


